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Auswertung Abfrage (20.02.2014) längerfristige Aufnahme Liquiditätskredite  
 

Bundesland Erlasslage / 
(Jahre) 

Anmerkung 

Thüringen  Nein   keine große Kassenkreditverschuldung bei den Kommunen … 
 nur als Zwischenfinanzierungsmittel (kurzfristige Liquiditätssicherung) 
 keine haushaltsrechtliche Möglichkeit zur Zinsfestschreibung 

 
Hessen Nein  Auffassung des Hessischen Städtetags: 

 Wird praktiziert und als teilweise geboten (Verpflichtung sparsame und wirtschaftliche Haushaltsfüh-
rung) angesehen,  

 hochgradig gesicherte Prognose über benötigten Liquiditätsbedarf als Voraussetzung, 
 Dokumentation/Nachvollziehbarkeit der Berechnungen wichtig, 
 Empfehlung, nicht gesamten Bestand an Kassenkrediten längerfristig zu binden (Staffelung) 
 Genehmigungspflicht für Höchstbetag lt. Haushaltssatzung (§ 105 ABs. 3 HWO) 
 Empfehlung, Strategiewechsel vom Stadt- bzw. Gemeinderat bestätigen zu lassen (Akzeptanz) 

 
Rheinland-Pfalz Ja (10 Jahre)  Erlass „Laufzeiten von Krediten zur Liquiditätssicherung gem. § 105 Abs. 2 Gemeindeordnung (Ge-

mO)“ v. 12.11.2012 (Anlage) 
 Erlass befristet bis Ende 2014 (vermutlich dritte Verlängerung!) 

 
Saarland  Ja (10 Jahre)  „Haushaltserlass 2011“ vom 10.12.2010, (Anlage) 

 
„… Die Vorschrift des § 94 Abs. 2 KSVG lässt unter den dort bestimmten Voraussetzungen die Aufnah-
me von Krediten zur Liquiditätssicherung mit Laufzeiten über das Haushaltsjahr hinaus zu. Bei der ak-
tuellen Haushaltslage vieler Gemeinden ist davon auszugehen, dass ein Bedarf an solchen Krediten 
längerfristig bestehen bleibt. Aufgrund der gegenwärtigen Zinssituation am Kapitalmarkt kann es sinn-
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voll sein, einen Sockelbetrag an Liquiditätssicherungskrediten längerfristig zu finanzieren, wenn man 
ein Ansteigen des Zinsniveaus erwartet. Unter den vorgenannten Voraussetzungen halte ich es – je nach 
Einschätzung der Situation im  konkreten Einzelfall – für vertretbar, Kredite zur Liquiditätssicherung 
ausnahmsweise mit Laufzeiten bis zu 10 Jahren aufzunehmen. …“ 
 

NRW Ja (10 Jahre)  „Kredite und kreditähnliche Rechtsgeschäfte der Gemeinden (GV)“ -RdErl. des Ministeriums für Inne-
res und Kommunales vom 6.5.201; (Anlage) 

 Staffelung: Bis zu 50 % des Gesamtbestandes an Krediten zur Liquiditätssicherung bis zu 10 Jahren, für 
weitere 25 % bis zu5 Jahren  
 

Sachsen  Nein   Einzelfälle (z.B. bei einer längeren Vorfinanzierung von Fördermittel), bei denen Kassenkredite über 
Festbetragskassenkredit abgewickelt werden. Dieser unterliegt üblichen Bankkonditionen (Laufzeit, 
vorfristige Kündigung unter Zahlung Vorfälligkeitsentschädigung) 
 

Baden-Württemberg  Nein  nur als Zwischenfinanzierungsmittel (kurzfristige Liquiditätssicherung) 
 keine haushaltsrechtliche Möglichkeit zur Zinsfestschreibung 
 keine große Kassenkreditverschuldung bei den Kommunen 

 
Niedersachsen Ja (4 Jahre)  Zinsvereinbarungen bei Liquiditätskredite für den sogenannten Sockelbetrag für bis zu vier Jahren zu-

lässig 
Erlass zur Aufnahme von Liquiditätskrediten vom 29.01.2008, (Anlage) 
 
„… 
Liegen trotz erheblicher Anstrengungen der Haushaltskonsolidierung ständige unabweisbare Defizite 
vor und ergibt sich aus diesem Grund ein volumenmäßiger Bedarf an Liquiditätskrediten der voraus-
sichtlich zu keinem Zeitpunkt des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanungszeitraums unterschritten 
wird (Sockelbetrag), kann es aufgrund des Gebots der sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfüh-
rung sinnvoll sein, diesen Sockelbetrag mittelfristig zu finanzieren. Aus diesem Grunde dürfen Kommu-
nen für Liquiditätskredite in Höhe des Sockelbetrages eine Laufzeit von bis zu vier Jahren vereinbaren. 
Kommunen ohne Defizit im laufenden Haushaltsjahr können von der Regelung Gebrauch machen, wenn 
sie über aufgelaufene Fehlbeträge aus der Vergangenheit verfügen und sie daraus folgend einen unab-
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Quelle: Auswertung SGSA nach Abfrage bei den kommunalen Spitzenverbänden in den jeweiligen Bundesländern 

weisbaren Sockelbetrag an Liquiditätskrediten haben. Kommunen, die von der Ausnahmeregelung Ge-
brauch machen, sind verpflichtet im Rahmen ihres Schulden- und Zinsmanagements ein Konzept zum 
mittelfristigen Abbau der Liquiditätskredite zu entwickeln…“ 
 

 § 94 GO NI Genehmigungspflicht Kassenkredite  
„Der in der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag bedarf der Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehörde, wenn er ein Sechstel der im Verwaltungshaushalt veranschlagten Einnahmen über-
steigt.“ 

 
Bayern Nein  nur als Zwischenfinanzierungsmittel (kurzfristige Liquiditätssicherung) 

 keine haushaltsrechtliche Möglichkeit zur Zinsfestschreibung 
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